
Von Matthias Thieme

Das Auswärtige Amt hat sein di-
plomatisches Eingreifen im

Streit um die Kunstsammlung Rau
erklärt. Die deutsche Botschaft in
Bern habe sich ab dem Jahr 2000
„im Rahmen ihres konsularischen
Beistands“ für den deutschen
Staatsbürger Gustav Rau einge-
setzt, teilte eine Sprecherin auf
FR-Anfrage mit. „Dazu gehörte
auch, dass der infrage stehende
Sachverhalt mehrfach mit Schwei-
zer Behörden besprochen wurde.“

Konkret ging es nach FR-Infor-
mationen um die Frage,ob Schwei-
zer Gerichte die rund 800 Gemäl-
de umfassende Sammlung freige-
ben. Raus damaliger Schweizer
Anwalt Alexander de Beer hatte

die Sammlung sichern lassen; er
befürchtete, dass Personen, die
Gustav Rau nahestanden, sich der
Bilder im Wert von rund 600 Mil-
lionen Euro bemächtigen könn-
ten. Er hielt es für notwendig, dass
ein staatlicher Betreuer für Rau
eingesetzt würde, der den Mäzen
vor Ausplünderungsversuchen
Dritter schützen sollte.

Doch das Schweizer Innenmi-
nisterium entschied nach dem di-
plomatischen Druck aus Deutsch-
land, die Gemälde herauszuge-
ben. So kamen die Kunstwerke zu
Unicef nach Köln. Vor dem Landge-
richt Konstanz wird immer noch
gestritten, ob der damals schwer-
kranke Gustav Rau dies wirklich
wollte, oder ob er von seinem Um-
feld dazu gebracht wurde.

 Frau Pfeiffer, wie oft kann man
Geld ausgeben?
Ein und dasselbe Geld nur einmal.

 Politiker überbieten sich aber ge-
rade mit Milliardenzusagen an
Ärzte oder Krankenhäuser.
Einige denken offenbar nicht ge-
nug nach, wo das Geld herkom-
men soll, das sie versprechen. Die
Quellen sind begrenzt: die Beiträ-
ge von Versicherten und Arbeitge-
bern, neue Zuzahlungen, Steuer-
mittel oder – was ja vermieden
werden soll – Zusatzbeiträge. Die
Frage muss lauten: Wofür wird
Geld ausgegeben?

 Werden Mittel verteilt, die nicht
zur Verfügung stehen?
Ein Beispiel dafür haben letzte Wo-
che die Gesundheitsminister von
Bund und Ländern geliefert. Am
schnellsten konnte Einigkeit darin
erzielt werden, das Geld der Kran-
kenkassen, also der Versicherten,
zu verteilen. Bei den eigenen Mit-
teln hielt sich die Großzügigkeit
auf Länderseite in Grenzen.

Deutsche Ärzte streiken mal wie-
der. Verdienen sie zu wenig?
Ärzte sollen für ihre Arbeit gut be-
zahlt werden. Aber Zahlen des Sta-
tistischen Bundesamts zeigen
auch: Niedergelassene Mediziner
verfügen über ein Jahreseinkom-
men von durchschnittlich über
120000 Euro. Nicht schlecht, wür-
de ich sagen, das Gesamtvolumen
stimmt! Es gibt aber einige, die
viel mehr und manche, die viel we-
niger verdienen. Das Problem ist
die Verteilung, nicht die absolute
Höhe. Wenn die Ärzte insgesamt
höhere Honorare haben wollen,
müssen sie auch sagen, was die
Versicherten davon haben; letzt-
lich kann es immer nur um die Ver-
sorgung der Versicherten gehen.

 Regelmäßig zeigen Studien Un-
terschiede bei den Wartezeiten

für gesetzlich und privat Versi-
cherte auf. Wie finden Sie das?
Es ist nicht akzeptabel, dass Kas-
senpatienten länger auf Termine
oder in der Praxis warten müssen
als privat Versicherte. Der weit
überwiegende Teil der Ärztehono-
rare wird aus der gesetzlichen
Krankenversicherung finanziert.
Ohne diese Mittel wären viele Pra-
xen überhaupt nicht lebensfähig.

 Dann könnten die Kassen ja den
Ärzten sagen: Mehr Geld nur für
besseres Praxismanagement.
Darüber muss auch verhandelt
werden. Es gibt bereits bei man-
chen Kassen Vertragsmodelle, wo
die Terminvergabe als Anreiz im
Wettbewerb eingesetzt wird. In
Zukunft wird dies sicherlich eine
noch größere Rolle spielen.

 Auch Krankenhäuser schlagen
Alarm. Ist wirklich ein Drittel al-
ler 2100 Kliniken fast pleite?
Es ist tatsächlich wohl so, dass ein
Drittel rote Zahlen schreibt. Wenn
wir uns auf den Standpunkt stel-
len würden: Die Krankenhaus-
landschaft – so wie sie jetzt ist –
soll bestehen bleiben, wäre dies
tatsächlich ein Drama.

Soll sie denn bleiben, wie sie ist?
Die Kassen und die Politik haben
stets gesagt, dass vielleicht nicht
alle Krankenhäuser, die wir heu-
te haben, auch in Zukunft not-
wendig sein werden. Man wird
Standorte prüfen und dabei auch
auf die Wirtschaftlichkeit schau-
en müssen. Einfach nur Geld ins
System pumpen, weil ein Drittel
der Kliniken im Minus ist, geht
nicht. Da die große Mehrheit der
Krankenhäuser mit dem Geld aus-
kommt, muss man auch fragen,
warum einer Minderheit dies
nicht gelingt.

 Zur guten Versorgung muss aber
auch gehören, dass für alle Versi-

cherten ein Krankenhaus in zu-
mutbarer Entfernung liegt?
Natürlich ist das ein wichtiger
Maßstab. Muss aber jedes Kran-
kenhaus alles machen? Ein Pro-
blem ist doch, dass allgemeine Kli-
niken zu viele Spezialfälle behan-
deln und zu viele Uni-Kliniken ein-
fache Operationen durchführen.

2009 soll der Gesundheitsfonds
starten. Könnten Zusatzbeiträ-
ge für Versicherte zur Regel wer-
den, weil die Regierung den Ein-
heitsbeitrag zu knapp festlegt?
Ich gehe davon aus, dass die politi-
sche Zusage steht, dass der Fonds
zu Beginn so ausgestattet wird,
dass die Krankenkassenausgaben
zu 100 Prozent aus ihm gedeckt
werden. Wenn das so kommt, dürf-
ten die Kassen – mit einigen weni-
gen Ausnahmen – ohne Zusatzbei-
träge auskommen. Problemati-
scher könnte es später werden.
Wenn die Ausgaben weiter steigen
und die Regierung den Beitrags-
satz nicht anpasst, dann wäre we-
niger Geld im Fonds, als für die Ver-
sorgung der Menschen gebraucht
wird. Flächendeckende Zusatzbei-
träge, die die Versicherten alleine,
also ohne Arbeitgeberanteil, be-
zahlen müssten, wären die Folge.

 Start des Gesundheitsfonds und
Wahljahr – geht das gut?
Spätestens in drei Monaten, wenn
das Kabinett den Bundestag über
den geplanten Einheitsbeitrag in-
formiert, bekommen wir eine hef-
tige politische Diskussion.

Was wäre Ihr Horrorszenario?
Dass die Prognosen für 2009 aus
politischen Erwägungen geschönt
werden – dass Ausgaben der Kas-
sen zu knapp und Einnahmen zu
großzügig kalkuliert werden und
ein Beitragssatz herauskommt,
der vorne und hinten nicht reicht.

Interview: Michael Bergius

Doris Pfeiffer (48)
ist Vorstands-
vorsitzende des
neuen
Spitzenverbandes
der gesetzlichen
Krankenkassen. Das
Gremium hat am

1. Juli seine Arbeit aufgenommen. Es
vertritt die 217 Krankenkassen und

damit die Interessen von rund
70 Millionen Versicherten gegenüber
der Politik sowie Ärzten, Apotheken
und Krankenhäusern.

Im Interview warnt die Verbands-
chefin die Bundesregierung davor,
Zahlen zu schönen und den ab 2009
geplanten Gesundheitsfonds
mit zu wenig Geld auszustatten.

„Beistand“ für Sammler
Außenamt rechtfertigt Vorgehen im Fall Rau
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Von Steffen Hebestreit

BERLIN. Die Bundeswehr könnte
bald noch stärker in Afghanistan
engagiert sein als bisher. Die Inter-
nationale Schutztruppe für Afgha-
nistan (Isaf) hat nun um den Ein-
satz von Awacs-Aufklärungsflug-
zeugen gebeten, um den Luft-
raum besser überwachen und die
Flugbewegungen besser koordi-
nieren zu können. Deutschland
stellt etwa ein Drittel der Besat-
zungen der fliegenden Radarsta-
tionen, eine Awacs-Staffel ist in
Geilenkirchen stationiert.

Das Bundesverteidigungsmi-
nisterium lehnte am Freitag eine
Stellungnahme zu der Meldung
ab. Verteidigungsminister Franz
Josef Jung (CDU) verwies darauf,

dass keine offizielle Anfrage der
Nato an Deutschland vorliege.
Ganz unbekannt kann ihm die An-
frage aber nicht sein, schließlich
stammt sie vom für die Isaf
zuständigen Nato-Kommandeur,
dem deutschen Vier-Sterne-Gene-
ral Egon Ramms.

Bei einem Truppenbesuch in
Hannover sagte Jung am Freitag,
ein solcher Awacs-Einsatz sei
nicht durch das gegenwärtige
Mandat der Bundeswehr gedeckt.
Umso ernster sind die Bedenken
zu nehmen, die Verteidigungspoli-
tiker von Grünen, SPD und CDU
nun äußern. „Ich rate zur Zurück-
haltung und zum Abwarten“, sag-
te der Unionsabgeordnete Bernd
Siebert (CDU) dem Kölner Stadt-
Anzeiger.

Durch einen Awacs-Einsatz
würden die beiden Bundeswehr-
Mandate, für den Isaf-Einsatz und
im Zuge der Anti-Terror-Mission
Operation Enduring Freedom,
noch näher zusammenrücken.
„Ob wir politisch so weit sind,
über die Vereinigung von OEF und
Isaf zu reden, halte ich aufgrund
der politischen Diskussion für un-
realistisch – auch wenn ich das
schon seit langem für richtig hal-
te“, sagte Siebert.

Winfried Nachtwei (Grüne)
und Rainer Arnold (SPD), Mitglie-
der des Verteidigungsausschus-
ses, warnten vor einer schiefen
Ebene. Schritt für Schritt würde
die Bundeswehr tiefer in die Ausei-
nandersetzung in Afghanistan hi-
neingezogen. Seite 13

Neuer Druck auf Bundeswehr
Isaf-Kommandeur fordert Awacs-Flieger / Nicht durch Mandat gedeckt

„Was haben die Versicherten davon?“
Kassenchefin Doris Pfeiffer stellt Forderungen von Ärzten und Krankenhäusern nach mehr Geld infrage
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Wenn Ärzte mehr Geld wollen, machen sie ihre Praxen dicht.  DPA
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